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ach der EU- 
inwegkunst-
toffrichtlinie 
ollen Hersteller 
ukünftig an den 
osten zur  
eseitigung von  
ittering, also der 
ermüllung der 
mwelt, beteiligt 
erden. Die 
msetzung in 
eutschland 
önnte auch für 
ie Abfüller  
epfandeter  
ET-Einweg-
etränkever-
ackungen zu 
rheblichen  
osten führen, 
bwohl diese 

nsofern keine 
elevante Rolle 
pielen. 
Grenzenlose Kosten?

Bepfandete Einweg-Getränkeverpackungen sind für die Vermüllung im öffentlichen Raum 
(Littering) nicht relevant. Dennoch plant das Bundesumweltministerium, unabhängig vom 
Verursacherbeitrag, eine Pflicht zur Refinanzierung der Kommunen.
>> Der Referentenentwurf eines 
„Einwegkunststofffondsgesetzes“ 
des Bundesumweltministeriums 
zielt auf die Umsetzung der EU-Ein-
wegkunststoffrichtlinie. Danach 
sollen Hersteller bei den in der 
Richtlinie ausgewählt genannten 
Produkten an den Kosten zur Müll-
sammlung sowie zur Prävention 
über Sensibilisierungsmaßnahmen 
der Kommunen beteiligt werden. 
Auf EU-Ebene werden auch PET-
Einweg-Getränkeverpackungen 
adressiert. Allerdings führt die EU-
Richtlinie ausdrücklich als Anforde-
ungen auf, dass die nationale Um-
etzung auf den Grundsätzen der 
osteneffizienz und -transparenz 

owie der Verhältnismäßigkeit beru-
en muss. Es ist mehr als fragwürdig, 
b der Vorschlag diesen Vorgaben 
erecht wird.
ie Pläne sehen vor, beim Umwelt-

undesamt einen Einwegkunststoff-
onds einzurichten, der von der 

irtschaft über eine Einwegkunst-
toffabgabe finanziert werden soll. 
araus sollen den Kommunen nach 

inem bürokratischen und aufwen-
igen Verteilsystem unter Einbezie-
hung von Sachverständigen anteilig 
Gelder zugewiesen werden. Dies 
führt zu einer Reihe grundsätzlicher 
Fragen. So geht der Referentenent-
wurf über eine 1:1-Umsetzung des 
EU-Rechts hinaus. Die Abgabe soll 
offenbar auf alle in Verkehr gebrach-
ten Verpackungen erhoben werden – 
unabhängig davon, ob diese für das 
Littering relevant sind. 
Aus unserer Sicht ist geboten, dass 
über die in Deutschland etablierten 
Pfandsysteme zurückgeführte Ge-
binde von einer Littering-Umlage 
ausgenommen werden bzw. bleiben. 
eiterführende 
usführungen zu 
en einzelnen 
ritikpunkten 
ietet die wafg-
tellungnahme 
nter www.wafg.
e/Position-
WKFondsG.
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Dies gilt auch für Verpackungen, die 
geordnet und bestimmungsgemäß 
über Duale Systeme gesammelt wer-
den. Anderenfalls droht eine Dop-
pelbelastung der Hersteller, die ihre 
Produktverantwortung bereits über 
funktionierende Rückführungssys-
teme wahrnehmen. Die hohen Rück-
laufquoten bei PET-Einweggeträn-
keverpackungen mit Pfand belegen, 
dass diese am Littering keinen rele-
vanten Anteil haben. Daher hatten 
in den vergangenen Jahren wieder-
holt das Bundesumweltministerium 
sowie nahezu alle relevanten Um-
weltakteure den Beitrag des 
Pflichtpfandes zur Eindämmung des 
Litterings gelobt.
Grundlegende Fragen zur Erhebung 
bzw. Berechnung des Littering-Auf-
kommens sowie zur damit korres-
pondierenden Höhe der geplanten 
Einwegkunststoffabgabe lässt der 
vorliegende Entwurf offen. Diese 
zentralen Bereiche sollen stattdes-
sen über eine Verordnungsermächti-
gung geregelt werden. Insofern blei-
ben die konkret zu erwartenden 
Kostenbelastungen für die Wirt-
schaft völlig im Unklaren. Dies wirft 
sowohl Fragen zur EU-rechtskon-
formen Umsetzung sowie zu den 
verfassungsrechtlich definierten 
Grenzen auf. Die Zielsetzung, Litte-
ring im öffentlichen Raum zu be-
M
p

kämpfen, ist grundsätzlich zu begrü-
ßen. Jedoch könnte der vorliegende 
Ansatz sogar kontraproduktiv als 
„Anreiz zur Vermüllung“ wirken, 
wenn letztlich die Wirtschaft bzw. 
alle Konsumenten die Kosten schul-
tern müssen und nicht vorrangig die 
eigentlichen, unmittelbaren Ver-
ursacher zur Verantwortung gezo-
gen werden. Zudem wird die För-
derung der Kreislaufwirtschaft kon-
terkariert. Denn PET-Materialien 
aus der geschlossenen Sammlung des 
Pfandsystems sind vor allem ein 
wertvoller Rohstoff für das Recyc-
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ing – und sollten schon von daher 
icht als Abfall betrachtet werden.
ie in Deutschland etablierten 
fandsysteme sind für die tragenden 
nternehmen aus Handel und In-
ustrie bereits mit erheblichen Kos-
en für den Betrieb verbunden. Diese 
orbildliche Infrastruktur ist keines-
alls in allen europäischen Ländern 
tabliert, umso mehr erfordert die 
ationale Umsetzung der EU-Ziele 
us der Richtlinie eine adäquate An-
assung an die in Deutschland beste-
enden Strukturen. Ohnehin ist an-
esichts der aktuellen Entwicklun-
en offenbar geboten, noch einmal 
ie Grenzen der erweiterten Her-
tellerverantwortung sachgerecht 
uszuloten. Denn eine fragwürdige 
berdehnung dieses Prinzips wirft 
icht nur wirtschaftliche und politi-
che Fragen auf, sondern dürfte von 
u Unrecht betroffenen Unterneh-
en auch rechtlich zu prüfen sein.
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 Im
ag

es
unktionierende Kreisläufe
er in PET-Einwegflaschen 
bgefüllten Erfrischungs-
etränke unterliegen der 
fandpflicht.
beträgt die Rücklaufquote 
bei Getränkeverpackungen 
in Pfandsystemen in 
Deutschland.
er bepfandeten PET-
laschen wurden im Jahr 
019 recycelt.
uelle Umweltbundesamt (UBA), Deutsche Umwelthilfe (DUH), Forum PET
Neue 
elde-

flicht!
Neue ver-
packungsrecht-
liche Pflichten 
treffen nahezu alle 
Hersteller: Bis 
1. Juli 2022 müssen 
diese (über eine 

Registrierung im 
Verpackungs-
register LUCID) 
der Zentralen 
Stelle angeben, 
welche Verpack-
ungen sie mit ihren 
Waren in Verkehr 
bringen. Dies gilt 
unabhängig von 
der Verpackungs-
art, somit unter 
anderem für Mehr-
wegverpackungen 
(inklusive Flaschen, 
Kästen und Palet-
ten), pfand-

pflichtige 
Einweggetränke-
verpackungen, 
Transportver-
packungen, indus-
trielle 
Verpackungen 
sowie Verkaufs-, 
Um- und Versand-
verpackungen.
Verpackungen 
ohne Systembetei-
ligungspflicht müs-
sen registriert 
werden, jedoch ist 
keine Daten-
meldung zu den 

Verpackungs-
mengen erforder-
lich. Die neuen 
Pflichten beruhen 
auf EU-Vorgaben 
zur „Erweiterten 
Herstellerverant-
wortung“. Die 
fristgerechte Um- 
setzung ist drin-
gend geboten, da 
anderenfalls ein 
Vertriebsverbot 
droht. Unterneh-
men müssen sich 
daher dem Thema 
aktiv zuwenden.

flichten für 
Registrierungsp
Hersteller.
Kontakt
Wirtschaftsvereinigung 
Alkoholfreie Getränke e.V. (wafg)

Telefon: + 49 (0) 30 / 259258–0
E-Mail: mail@wafg.de
Internet: www.wafg.de
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